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Anlass: Stellungnahme des Landkreises Potsdam-Mittelmark als Träger öffentlicher Belange gem. § 4 
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Mittelbrandenburgische Sparkasse 
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Postanschrift: 

Postfach 11 38, 14801 Bad Belzig 

 

Besucheranschrift: 

Potsdamer Straße 18 A, 14513 Teltow 

Ihr Kontakt beim Landkreis: 

Frau Dorn 

Telefon: 03328 318-541 

toeb@potsdam-mittelmark.de 

 

 

Datum: 28.02.2025 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit Ihrem Schreiben vom 28.01.2025 bitten Sie um Stellungnahme des Landkreises Potsdam-

Mittelmark als Träger öffentlicher Belange zu dem Vorentwurf des Bebauungsplanes „F1 – 

Südwestlich Beelitzer Straße“ der Gemeinde Schwielowsee für den Ortsteil Ferch. 

 

 

Folgende Fachdienste des Landkreises Potsdam-Mittelmark wurden beteiligt und geben 

nachstehende Einwendungen aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung, 

Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können, Anre-

gungen aus der eigenen Zuständigkeit sowie allgemeine Hinweise. 

 

Diese Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange entspricht 

keiner vollumfänglichen rechtsaufsichtlichen Prüfung. 

  

mailto:post@sr-planung.de
mailto:oeff-recht@potsdam-mittelmark.de
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• Fachdienst Umwelt, Denkmal und Recht 

 

Untere Wasserbehörde 

 

Die Untere Wasserbehörde (UWB) macht einen Einwand geltend. Dem Vorentwurf des Be-

bauungsplanes "F1 - Südwestlich Beelitzer Straße" der Gemeinde Schwielowsee für den Orts-

teil Ferch kann derzeitig nicht zugestimmt werden. 

 

Einwände 

 

Der Bebauungsplan „Südwestlich Beelitzer Straße“ befindet sich in der weiteren Schutzzone 

(Zone III) des Wasserschutzgebietes für das Wasserwerk Ferch (WSG-VO). Die Verordnung zur 

Festsetzung des Wasserschutzgebietes für das Wasserwerk Ferch vom 07. Dezember 2012 

wurde im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg (GVBl.II/13, [Nr. 02]) ver-

öffentlicht. 

Das Vorhaben steht dem Schutzzielen des Wasserschutzgebietes entgegen. 

Gemäß § 3 Pk. 61 WSG-VO ist die Darstellung von neuen Bauflächen oder Baugebieten im 

Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung verboten, wenn darin eine Neubebauung bisher 

unbebauter Gebiete vorgesehen wird.  

Gemäß § 3 Pk. 18 WSG-VO ist die Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart verbo-

ten. 

 

Die UWB ist auf die Verbotstatbestände in ihrer Stellungnahme zur geplanten Änderung des 

Flächennutzungsplanes Schwielowsee bereits im Jahr 2022 eingegangen. 

 

In der Begründung zum Bebauungsplan „F 1 – Südwestlich Beelitzer Straße“ (Stand: Vorent-

wurf vom 11. Dezember 2024) wird im Kapitel 2.2 darauf verwiesen, dass „im Rahmen der 

vorbereitenden Bauleitplanung […] mit der zuständigen Unteren Wasserbehörde Abstimmun-

gen […] geführt“ wurden. „Die Zulässigkeit des Vorhabens wurde von der Unteren Wasserbe-

hörde in Aussicht gestellt.“ 

 

Gemäß § 7 Abs. 1 WSG-VO können Befreiungen nach § 52 Absatz 1 Satz 2 des Wasserhaus-

haltsgesetzes (WHG) ausgesprochen werden, wenn; 

 

a) Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abweichung erfordern oder 

 

b) das Verbot im Einzelfall zu einer offenbar unbeabsichtigten Härte führen würde und die 

Befreiung mit dem Schutzziel vereinbar ist. 

 

Begünstigter im Sinne des § 15 Abs. 2 Satz 1 des Brandenburgischen Wassergesetzes ist die 

Energie und Wasser Potsdam. Der Antrag auf Befreiung muss neben der UWB auch der Ener-

gie und Wasser Potsdam vorgelegt werden. 

 

Ein Antrag auf Befreiung gemäß § 7 Abs. 1 WSG-VO liegt derzeit nicht vor. Somit kann über 

den Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes " F1 - Südwestlich Beelitzer 

Straße" der Gemeinde Schwielowsee nicht entschieden werden. 



 

 

  Seite 3/11 

 

Hinweise 

 

Die UWB kann gemäß § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG eine Befreiung von Verboten erteilen, wenn 

der Schutzzweck nicht gefährdet wird oder überwiegende Gründe des Wohls der Allgemein-

heit eine Befreiung erfordern. 

Diese Voraussetzungen sind der UWB darzustellen. Es sind hydrogeogische Betrachtung in 

Form eines hydrogeologischen Gutachtens und eine Abwägung, in der die Gründe des Wohls 

der Allgemeinheit dargelegt und abgewogen werden, der UWB vorzulegen. 

 

 

Untere Abfallwirtschaftsbehörde 

 

Abfallrechtliche Belange stehen dem Vorentwurf des Bebauungsplans „F1 - Südwestlich Bee-

litzer Straße " der Gemeinde Schwielowsee gegenwärtig nicht entgegen. 

 

1. Einwendungen 

 

a) Einwendungen. 

 

Die UAWB hat keine fachlichen Einwendungen zum geplanten Vorhaben.  

 

b) Rechtsgrundlage: 

 

- Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Be-

wirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 

212). zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 2. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) 

 

- Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfällen und von be-

stimmten Bau- und Abbruchabfällen (Gewerbeabfallverordnung - GewAbfV) vom 18. April 

2017 (BGBl. I S. 896), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. April 2022 

(BGBl. I S. 700) 

 

- Brandenburgisches Abfall- und Bodenschutzgesetz (BbgAbfBodG) vom 6. Juni 1997 

(GVBl.I/97, [Nr. 05], S.40) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Juni 2024 

(GVBl.I/24, [Nr. 24], S., ber. [Nr. 40]) 

 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwin-

dung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen): 

 

Nicht erforderlich. 

 

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

 

Keine Hinweise. 
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3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

 

Keine Hinweise. 

 

4.  Weitergehende Hinweise 

 

1. 

Abfälle, die im Rahmen von Baumaßnahmen anfallen, sind gemäß §§ 7 ff. des Kreislaufwirt-

schaftsgesetzes (KrWG) getrennt zu halten und einer stofflichen oder energetischen Verwer-

tung zuzuführen, soweit dies technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist. Auch anfal-

lender Bodenaushub, der nicht vor Ort wiederverwendet wird, ist Abfall im Sinne dieses Ge-

setzes und zu entsorgen. 

 

Die gesetzliche Pflicht zur Abfalltrennung entsprechend § 9 KrWG gebietet einen qualifizier-

ten und kontrollierten Umgang mit Abfällen. Eine Vermischung unterschiedlicher Abfallarten 

ist unzulässig. Baustellen sind daher so einzurichten, dass u. a. nicht verwendete Baustoffe, 

Bauschutt, Bodenaushub, Glas, Kunststoffe, Metalle, Holz sowie Papier und Pappe getrennt 

erfasst werden. Zur Erfüllung der Getrennthaltungspflicht sind in ausreichendem Maße Sam-

melbehälter bereitzuhalten. 

 

Nicht verwertbare Abfälle sind gemäß § 15 KrWG gemeinwohlverträglich zu beseitigen. Für 

die Entsorgung (Verwertung oder Beseitigung) sind ausschließlich dafür zugelassene und ge-

eignete Unternehmen heranzuziehen. Die Verantwortung obliegt dem Bauherrn. 

 

Entsorgungsbelege wie Rechnungen, Wiegescheine, Übernahmescheine, etc. sind aufzube-

wahren (Dokumentation) und bei der Unteren Abfallwirtschaftsbehörde auf Verlangen einzu-

reichen. 

 

2. 

Im Zusammenhang mit einer ggf. notwendigen Entsorgung anfallender mineralischer Abfälle 

hat die Zuordnung der Abfälle zu einer Abfallart nach Abfallverzeichnisverordnung (AVV) ent-

sprechend des Erlasses zur Neufassung der "Vollzugshinweise zur Zuordnung von Abfällen zu 

den Abfallarten eines Spiegeleintrages in der Abfallverzeichnis-Verordnung" vom 1. März 

2023 (Amtsblatt für Brandenburg, 2023, Nr. 13, Seite 243) zu erfolgen. Der Mindestparame-

terumfang richtet sich dabei nach Anlage 5, Tabelle 1 des vorgenannten Erlasses. 

 

3. 

Bei Konkretisierung geplanter Bau-/Abbruchmaßnahmen ist die Untere Abfallwirtschaftsbe-

hörde erneut zu beteiligen. 

 

4. 

Bei der Planung sind die Hinweise des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers1 entspre-

chend dem beigefügten Informationsblatt zu beachten. 

                                                 
1 Quelle: https://www.apm-niemegk.de/wp-content/uploads/2024/01/Informationsblatt-Freie-Fahrt-fuer-Muell-

fahrzeuge-01_2024-2.pdf 



 

 

  Seite 5/11 

 

 

Untere Bodenschutzbehörde 

 

I. Einwendungen 

keine 

 

II. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

keine 

 

III. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

keine 

 

IV. Weitergehende Hinweise 

Altlasten 

Die Flurstücke im Verfahrensgebiet/Vorhabengebiet sind nicht im Altlastenkataster des Land-

kreises Potsdam-Mittelmark registriert. 

 

 

Untere Naturschutzbehörde 

 

A. Einwendungen 

 

Überlagerung eines Landschaftsschutzgebietes 

 

Der Vorentwurf des Bebauungsplans „F1 – Südwestlich Beelitzer Straße“ der Gemeinde 

Schwielowsee – Ortsteil Ferch (im Folgenden: B-Plan) überlagert in seiner geplanten Ausdeh-

nung Teile des Landschaftsschutzgebietes „Potsdamer Wald- und Havelseengebiet“ (im Fol-

genden: LSG). Handlungen, die den Charakter des Gebietes verändern oder dem besonderen 

Schutzzweck des LSG zuwiderlaufen, sind gemäß § 26 Abs. 2 BNatSchG verboten. 

Mit dem B-Plan werden insbesondere durch die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebie-

tes gemäß § 4 BauNVO Handlungen vorbereitet, die den Charakter des Gebietes verändern 

und dem besonderen Schutzzweck des LSG zuwiderzulaufen. Sie sind gemäß § 26 Abs. 2 

BNatSchG in Verbindung mit § 4 der Verordnung über das LSG (im Folgenden: LSG-VO) ver-

boten. 

Das Landschaftsschutzrecht ist als Bundes- und Landesrecht höherrangig und kann von der 

Gemeinde nicht durch Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB überwunden werden. 

Bei Aufrechterhaltung der Planungsabsicht ist der Normenkonflikt auf der Planungsebene zu 

lösen. Das MLEUV entscheidet aufgrund näherer Bestimmungen des sogenannten Zuständig-

keitserlasses des MLUL „Landschaftsschutzgebiete; Bauleitplanung“ vom 22. September 2017 

(http://www.mlul.brandenburg.de/cms/media.php/lbm1.a.3310.de/Erlass-Zustaendigkeit-

LSG-Bauleitplanung.pdf) über die Zustimmung im Sinne von § 4 Abs. 4 LSG-VO. Welche Prüf-

unterlagen dem MLEUV vorzulegen sind, ergibt sich aus der Anlage 3 B des Zuständigkeitser-

lasses. 

  

http://www.mlul.brandenburg.de/cms/media.php/lbm1.a.3310.de/Erlass-Zustaendigkeit-LSG-Bauleitplanung.pdf
http://www.mlul.brandenburg.de/cms/media.php/lbm1.a.3310.de/Erlass-Zustaendigkeit-LSG-Bauleitplanung.pdf
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B. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

 

Gemäß § 9 Abs. 8 BauGB ist dem Bebauungsplan eine Begründung mit den Angaben nach § 

2a BauGB [Begründung zum Bauleitplanentwurf, Umweltbericht] beizufügen. Die Bestandteile 

des Umweltberichts sind in der Anlage 1 zum BauGB festgelegt. 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind die Auswirkungen der Planung unter anderem auf Tiere 

und Pflanzen zu ermitteln und zu bewerten. Diese spezielle artenschutzrechtliche Prüfung ist 

ein separater Bestandteil der Begründung des Bebauungsplans. 

Zwar verletzt ein Bebauungsplan keine artenschutzrechtlichen Verbote und es existiert keine 

Rechtspflicht, nach der die planaufstellende Gemeinde diese Verbote bereits auf der Plan-

ebene abschließend zu lösen hätte. Aber sie muss vorausschauend prüfen, ob artenschutz-

rechtliche Hindernisse der Planumsetzung voraussichtlich unüberwindbar entgegenstehen. 

Sie muss deshalb die Artenschutzbelange auf der Bebauungsplan-Ebene angemessen und 

vollständig abarbeiten. Außerdem liegt in der Rechtsfolge des § 19 Abs. 1 S. 2 BNatSchG eine 

aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplans absehbare Schädigung von Arten und natür-

lichen Lebensräumen im Sinne des Umweltschadensgesetzes nur bei zuvor ermittelten nach-

teiligen Auswirkungen nicht vor, die von der zuständigen Naturschutzbehörde genehmigt 

wurden oder zulässig sind. 

Die Prüfung, ob einem Planvorhaben artenschutzrechtliche Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 

BNatSchG entgegenstehen, setzt eine ausreichende Ermittlung und Bestandsaufnahme der 

im Planbereich vorhandenen Tier- und Pflanzenarten und ihrer Lebensräume voraus. Dies 

verpflichtet die planende Gemeinde zwar nicht, ein lückenloses Arteninventar zu erstellen. Die 

Untersuchungstiefe hängt vielmehr maßgeblich von den naturräumlichen Gegebenheiten im 

Einzelfall ab. Dabei kommen als Erkenntnisquellen Bestandserfassungen vor Ort und die Aus-

wertung bereits vorhandener Erkenntnisse und Fachliteratur in Betracht, die sich wechselsei-

tig ergänzen können (vergl. Hessischer VGH, Urteil vom 20. März 2014 – 4 C 448/12.N). 

Bitte wenden Sie sich dazu auch an das Artenkataster-führende Landesamt für Umwelt, Ab-

teilung Naturschutz, Postfach 60 10 61, 14410 Potsdam oder werten die Kartenanwendung 

des Landesamtes für Umwelt unter https://lfu.brandenburg.de/lfu/de/aufgaben/natur/natur-

schutzfachdaten/kartenanwendung/kartenanwendung-naturschutzfachdaten/# aus. 

Bei der Auswertung vorhandener Daten ist auf ihre Aktualität zu achten. Als Anhaltspunkt 

kann gelten, dass die Daten – je nach Dynamik des Betrachtungsraums – zum Zeitpunkt der 

Planaufstellung in der Regel nicht älter als fünf Jahre sein sollten (vgl. u. a. Plachter et al. 

20022). Wenn sich seit der Erhebung der Daten die landschaftliche Situation und die Zusam-

mensetzung der Biozönosen im Betrachtungsraum nicht oder nur wenig verändert hat (kein 

Nutzungs- oder Strukturwandel, keine wesentliche Veränderung von Standortbedingungen), 

kann auch bei einem höheren Alter der Daten von deren Gültigkeit ausgegangen werden. Es 

sollte jedoch eine qualitätssichernde Überprüfung (Plausibilitätsprüfung) durch einen Arten-

fachgutachter vorgenommen werden. 

Planungsrelevant sind gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 2 Nrn. 12-14 

BNatSchG – bis zur noch ausstehenden Identifikation der nationalen Verantwortungsarten 

gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG – die europarechtlich geschützten Arten. 

                                                 
2 Plachter, H.; Bernotat, D.; Müssner, R. & Rieken, U. (2002): Entwicklung und Festlegung von 

Methodenstandards im Naturschutz. Schriftenreihe für Landschaftspflege und Naturschutz, 

Heft 70 

https://lfu.brandenburg.de/lfu/de/aufgaben/natur/naturschutzfachdaten/kartenanwendung/kartenanwendung-naturschutzfachdaten/
https://lfu.brandenburg.de/lfu/de/aufgaben/natur/naturschutzfachdaten/kartenanwendung/kartenanwendung-naturschutzfachdaten/
https://lfu.brandenburg.de/lfu/de/aufgaben/natur/naturschutzfachdaten/kartenanwendung/kartenanwendung-naturschutzfachdaten/
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Im Rahmen der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung des B-Plans ist zu ermitteln, für 

welche planungsrelevanten Arten(gruppen) eine Betroffenheit entsprechend der einschlägi-

gen Verbotstatbestände mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann und mit 

welchen dieser Arten(gruppen) im Wirkungsraum der Planung zu rechnen ist. 

Die Bestände, Lebensräume, Fortpflanzungs- und Ruhestätten der planungsrelevanten Ar-

ten(gruppen) sind sodann nach den einschlägigen Standardmethoden in Art-für-Art-Betrach-

tungen für gefährdete Arten und Arten mit besonderen Lebensraumansprüchen sowie in 

gruppenweiser Betrachtung für ungefährdete, ubiquitäre Arten zu ermitteln, die absehbaren 

artenschutzrechtlichen Verbotsverletzungen durch die mit dem B-Plan vorbereiteten Vorha-

ben aufzuklären und Maßnahmen der Vermeidung, Verminderung und Kompensation von 

Verbotsverletzungen zu entwickeln. 

Es wird empfohlen, den Artenschutz-Fachbeitrag an die Hinweise zur Erstellung des Arten-

schutzbeitrages (ASB) bei Straßenbauvorhaben im Land Brandenburg (https://www.ls.bran-

denburg.de/sixcms/media.php/9/Hin-

weise%20ASB%20%28Stand%2008.2022%29.4249850.pdf) anzulehnen und als separaten Teil 

der B-Plan-Begründung zu fertigen. Alternativ wird die Berücksichtigung der Arbeitshilfe Ar-

tenschutz und Bebauungsplanung des MIL (https://mil.brandenburg.de/cms/me-

dia.php/lbm1.a.3310.de/Arbeitshilfe%20Artenschutz%20in%20der%20Bebauungspla-

nung.pdf) empfohlen. Das Landesamt für Umwelt empfiehlt die Anwendung der Prüfschritte 

entsprechend der Verwaltungsvorschrift Artenschutz NRW (https://artenschutz.naturschutzin-

formationen.nrw.de/artenschutz/web/babel/media/vv_artenschutz_inkl_einfuehrungser-

lass_20160606.pdf). 

Für den Geltungsbereich des B-Plans liegen bei der unteren Naturschutzbehörde keine natur-

schutzfachlichen Gutachten, Untersuchungen oder Bestandsdaten von Arten vor. 

 

C. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

 

Die Gemeinden überwachen gemäß § 4c BauGB die erheblichen Umweltauswirkungen, die 

auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere unvorhergesehene 

nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnah-

men zur Abhilfe zu ergreifen; Gegenstand der Überwachung ist auch die Durchführung von 

Darstellungen oder Festsetzungen nach § 1a Abs. 3 S. 2 BauGB und von Maßnahmen nach § 

1a Abs. 3 S. 4 BauGB. 

 

D. Weitergehende Hinweise 

 

1) Berücksichtigung der Landschaftsplanung 

 

Bei der Aufstellung eines Bauleitplans sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe g BauGB und § 9 

Abs. 5 S. 1 BNatSchG die Inhalte der Landschaftsplanung zu berücksichtigen. Konkret sind 

das  

– das Landschaftsprogramm (im Folgenden: LaPro; https://mluk.branden-

burg.de/mluk/de/ueber-uns/oeffentlichkeitsarbeit/veroeffentlichungen/detail/~01-12-

2000-landschaftsprogramm-brandenburg), 

– der Landschaftsrahmenplan des Landkreises Potsdam-Mittelmark (im Folgenden: LRP; 

https://www.potsdam-mittelmark.de/de/landkreis-verwaltung/strategische-kreisentwick-

lung/landschaftsrahmenplan/) und 

https://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/artenschutz/web/babel/media/vv_artenschutz_inkl_einfuehrungserlass_20160606.pdf
https://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/artenschutz/web/babel/media/vv_artenschutz_inkl_einfuehrungserlass_20160606.pdf
https://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/artenschutz/web/babel/media/vv_artenschutz_inkl_einfuehrungserlass_20160606.pdf
https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/ueber-uns/oeffentlichkeitsarbeit/veroeffentlichungen/detail/~01-12-2000-landschaftsprogramm-brandenburg
https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/ueber-uns/oeffentlichkeitsarbeit/veroeffentlichungen/detail/~01-12-2000-landschaftsprogramm-brandenburg
https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/ueber-uns/oeffentlichkeitsarbeit/veroeffentlichungen/detail/~01-12-2000-landschaftsprogramm-brandenburg
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– der Landschaftsplan (im Folgenden: LP). 

 

Im Aufstellungsverfahren des B-Plans hat sich die Gemeinde mit deren Inhalten auseinander-

zusetzen. Soweit ihnen nicht Rechnung getragen werden kann, ist dies gemäß § 9 Abs. 5 S. 3 

BNatSchG zu begründen. 

 

2) Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

 

Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Land-

schaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 

Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem 

Bundesnaturschutzgesetz) sind gemäß § 1a Abs. 3 S. 1 BauGB in der Abwägung nach § 1 Abs. 

7 BauGB zu berücksichtigen. 

Der Ausgleich erfolgt gemäß § 1a Abs. 3 S. 2 BauGB durch geeignete Darstellungen und Fest-

setzungen nach § 9 BauGB als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich. 

Gemäß § 15 Abs. 2 BNatSchG ist eine Beeinträchtigung ausgeglichen, wenn und sobald die 

beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind 

und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Eine Be-

einträchtigung gilt dann als ersetzt, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des 

Naturhaushalts im betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das 

Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist. 

Bei der Festsetzung von Art und Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind gemäß 

§ 15 Abs. 2 S. 5 BNatSchG unter anderem die im Landschaftsrahmenplan oder Landschafts-

plan dargestellten Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksich-

tigen. 

Für die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird im Land Brandenburg von der Obersten 

Naturschutzbehörde, dem Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz, die An-

wendung der Hinweise des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbrau-

cherschutz zum Vollzug der Eingriffsregelung (im Folgenden: HVE; https://mlul.branden-

burg.de/media_fast/4055/hve_09.pdf) empfohlen. 

Bei der Planung von Kompensationsmaßnahmen für die B-Plan-bedingten Beeinträchtigun-

gen des Naturhaushalts und Landschaftsbildes ist zu beachten, dass die ausgewählten Flä-

chen aufwertungsfähig und aufwertungsbedürftig sind.  

Im Hinblick auf die textliche Festsetzung unter 5. wird zur Förderung der Biodiversität ange-

regt, möglichst viele heimische Gehölzarten für die geplanten Gehölzpflanzungen festzuset-

zen, deren Standortansprüche im B-Plan-Gebiet erfüllt sind. Insofern wird auf die Anlage zur 

GehölzSchVO PM verwiesen (https://www.potsdam-mittelmark.de/fileadmin/Redak-

teure/PDF/Formulare_Fachbereiche/FB_Umwelt_Landwirtschaft_Verbraucherschutz/Natur-

schutz/GehoelzschtzVO_KT-Beschluss2011_0.pdf), die alle heimischen Baum- und Strauchar-

ten mit ihren Standortansprüchen enthält. 

Zugleich wird auf die Einhaltung der Regelungen des § 40 Abs. 1 BNatSchG, den Erlass des 

Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz zum Vollzug von § 40 des Bun-

desnaturschutzgesetzes - Gebietseigene Gehölze (Gehölzerlass Brandenburg) vom 15. Juli 

2024; (https://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/gehoelzerlass_2024) sowie 

die Handlungsanleitung gebietseigenes Pflanz- und Saatgut zur Umsetzung des § 40 

BNatSchG (https://www.ls.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Handlungsanleitung%20ge-

bieteseigenes%20Pflanz-%20und%20Saatgut_Stand%2002.pdf) hingewiesen. 

https://mlul.brandenburg.de/media_fast/4055/hve_09.pdf
https://mlul.brandenburg.de/media_fast/4055/hve_09.pdf
https://www.potsdam-mittelmark.de/fileadmin/Redakteure/PDF/Formulare_Fachbereiche/FB_Umwelt_Landwirtschaft_Verbraucherschutz/Naturschutz/GehoelzschtzVO_KT-Beschluss2011_0.pdf
https://www.potsdam-mittelmark.de/fileadmin/Redakteure/PDF/Formulare_Fachbereiche/FB_Umwelt_Landwirtschaft_Verbraucherschutz/Naturschutz/GehoelzschtzVO_KT-Beschluss2011_0.pdf
https://www.potsdam-mittelmark.de/fileadmin/Redakteure/PDF/Formulare_Fachbereiche/FB_Umwelt_Landwirtschaft_Verbraucherschutz/Naturschutz/GehoelzschtzVO_KT-Beschluss2011_0.pdf
https://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/gehoelzerlass_2024
https://www.ls.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Handlungsanleitung%20gebieteseigenes%20Pflanz-%20und%20Saatgut_Stand%2002.pdf
https://www.ls.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Handlungsanleitung%20gebieteseigenes%20Pflanz-%20und%20Saatgut_Stand%2002.pdf
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Kompensationsverpflichtungen können auch durch vertragliche Regelungen über Ausgleichs- 

und Ersatzmaßnahmen in qualifizierten Flächenpools abgelöst werden. 

 

Fundstellen der zitierten Rechtsvorschriften: 

– BauGB: Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 

(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 

2023 I Nr. 394) geändert worden ist 

– BauNVO: Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Novem-

ber 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 

2023 I Nr. 176) geändert worden ist 

– BNatSchG: Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch 

Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist 

– GehölzSchVO PM: Verordnung des Landkreises Potsdam-Mittelmark zum Schutz der 

Bäume und Feldgehölze als geschützte Landschaftsbestandteile vom 29.09.2011 (Amts-

blatt Potsdam-Mittelmark 11/2011) 

– Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Potsdamer Wald- und Havelseengebiet“ 

vom 22. Mai 1998 (GVBl.II/98, [Nr. 18], S.426) zuletzt geändert durch Verordnung vom 21. 

Juli 2021 (GVBl.II/21, [Nr. 70]) 

 

Untere Denkmalschutzbehörde 

 

Baudenkmalschutz 

 

Belange des Baudenkmalschutzes sind nicht betroffen. 

 

Bodendenkmalschutz 

 

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im Plangebiet zum Vorentwurf des Bebauungsplanes 

"F1 - Südwestlich Beelitzer Straße" der Gemeinde Schwielowsee für den Ortsteil Ferch keine 

Bodendenkmale gemäß Denkmalschutzgesetz - BbgDSchG- (GVBl Land Brandenburg Nr. 9 

vom 24. Mai 2004, S. 215 ff.; letzte Änderung vom 05. März 2024 GVBL Land Brandenburg Nr. 

9, S. 9), §§ 1 und 2 bekannt. 

 

Unabhängig davon können jederzeit bei mit Erdeingriffen verbundenen Baumaßnahmen Bo-

dendenkmale z.B. in Form von Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle oder 

-bohlen, Scherben, Knochen, Stein- oder Metallgegenstände, entdeckt werden. Diese sind 

unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem Brandenburgischen Landesamt 

für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 u. 2 BbgD-

SchG). Der Fund und die Fundstelle sind mindestens bis zum Ablauf einer Woche nach der 

Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die 

Erhaltung des Fundes zu schützen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG). 

Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen Lan-

desmuseum zu übergeben (§§ 11 Abs. 4 und 12 BbgDSchG). 

 

Das Vorgehen bei Auffinden bisher unbekannter Bodendenkmale ist in die Hinweise zur Plan-

zeichnung zu übernommen. 

 

https://bravors.brandenburg.de/sixcms/media.php/76/GVBl_II_70_2021.pdf
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Werden für das Vorhaben Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Plangebietes notwen-

dig, sind diese Flächen vor Umsetzung zur Prüfung auf Bodendenkmalschutz bei der unteren 

Denkmalschutzbehörde vorzulegen. 

 

 

• Untere Jagdbehörde 

 

Keine Äußerung 

 

 

• Fachdienst Brand-, Katastrophen- und Zivilschutz, Bereich Brandschutz 

 

Nach den Vorgaben des BauGB sind u. a. die Belange der Versorgung mit Wasser bei der 

Aufstellung der Bauleitpläne besonders zu berücksichtigen [§ 1 (6) Nr. 8e BauGB]. Daher ist 

darauf zu achten, dass eine für die Feuerwehr ausreichende Löschwasserversorgung, auf 

Grund der vorgesehenen Nutzung sind mindestens 800 l/min (48m³/h) für zwei Stunden 

erforderlich, sichergestellt ist. Die gesamte Löschwassermenge muss dabei in einem Umkreis 

von 300 Metern um jedes Bauvorhaben zur Verfügung stehen. [§ 14 BbgBO in Verbindung 

mit § 3 (1) Nr. 1 BbgBKG und dem Arbeitsblatt des DVGW W- 405] 

 

Die Verkehrswege im Plangebiet sind, soweit aufgrund der möglichen Bebauung (z.B. Gebäu-

deklasse > 3, Sonderbau) oder Gebäude weiter als 50 m von der öffentlichen Verkehrsfläche 

entfernt, nach den „Muster-Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr“ Fassung Februar 2007 

zuletzt geändert im Oktober 2009, als Mindestanforderung auszuführen. [§ 5 (1) und (2) 

BbgBO] 

 

 

• Fachdienst Gesundheit 

 

Der Fachdienst Gesundheit äußert sich entsprechend § 4 des Gesetzes über den Öffentlichen 

Gesundheitsschutz im Land Brandenburg (Brandenburgisches Gesundheitsdienstgesetz – 

BbgGDG) vom 23.04.2008 in der aktuellen Fassung zum umweltbezogenen Gesundheits-

schutz und damit verbundenen Auswirkungen auf die Gesundheit der Bevölkerung.  

Das o.g. Vorhaben, Stand 11.12.2025, wurde fachamtlich anhand vorgelegter Begründung be-

züglich der Auswirkungen von Lärm und Einflüssen auf das Schutzgut Mensch eingesehen. 

 

Ziel des Bebauungsplanes ist die Schaffung von Planungsrecht für ein allgemeines Wohnge-

biet. 

 

Trinkwasser 

 

Die Versorgung mit Wasser für den menschlichen Gebrauch, Trinkwasser, muss den Anforde-

rungen der Verordnung über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch (Trink-

wasserverordnung-TrinkwV) vom 20. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 159) entsprechen. 

 

Das Plangebiet liegt in der Trinkwasserschutzzone III des Wasserwerkes Ferch.  
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Die Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes für das Wasserwerk Ferch vom 7. 

Dezember 2012 (GVBl.II/13, [Nr. 02]), geändert durch Artikel 134 Absatz 6 des Gesetzes vom 

5. März 2024 (GVBl.I/24, [Nr. 9], S.51) legt Ver- und Gebote für die Trinkwasserschutzzone III 

fest, die einzuhalten sind. 

Bei der Durchführung der Bauvorhaben ist dies in Bezug auf den vorsorgenden Trinkwasser- 

und Grundwasserschutz zu berücksichtigen. 

 

Immissionsschutz 

 

Das Vorhabengebiet liegt an einer Hauptverkehrsstraße von Ferch, der Beelitzer Straße. 

 

Aussagen zur Lärmbelastung, hervorgerufen durch den Verkehr auf der Beelitzer Straße und 

dem Verkehr von der sich in südlicher Richtung befindenden Autobahn A 10, werden in der 

Begründung nicht getätigt. Eine schalltechnische Untersuchung liegt den Unterlagen nicht 

bei.  

Entsprechend Baugesetzbuch sind bei der Aufstellung der Bauleitplanung die allgemeinen 

Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse insbesondere die Belange des 

Umweltschutzes und die umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine Ge-

sundheit sowie die Bevölkerung insgesamt zu berücksichtigen. 

In Bezug auf das weitere Verfahren wird die Anforderung gestellt, dass von Seiten des Fach-

dienstes Gesundheit die Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch durch das geplante Vorha-

ben insbesondere durch Immissionen (z.B. Lärm) sowie die Wechselwirkungen mit den ande-

ren Schutzgütern abgeprüft werden können. 

 

Aus Sicht des FD Gesundheit ist eine Schalltechnische Untersuchung erforderlich, um ggf. 

Schallschutzmaßnahmen für die Wohnnutzung festzusetzen.  

 

Die Stellungnahme des Landesamtes für Umwelt ist zum Vorhaben zu beachten. 

 

Es ergehen zu den eingereichten Unterlagen zum jetzigen Zeitpunkt keine weiteren Hinweise, 

Anregungen und Einwendungen. 

 

 

• Fachdienst Kreisstraßenbetrieb 

 

Das Plangebiet grenzt an die Kreisstraße K 6907. Aus Sicht des FD Kreisstraßenbetrieb erge-

ben sich derzeit keine Hinweise bzw. Einwendungen. 

 

Freundliche Grüße 

im Auftrag 

 

 

M. Dorn 

[Dieses Dokument wurde elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig.] 

 

Anlage: 

Informationsblatt örE 


